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5 Die Expedition iſt auf der Herrenftrafe Nr. 20. 


Sonnabend den 22. November 


1845. 


In lan d. 

Berlin, 19. November. Se. Majeftät der König 
haben Allergnädigſt geruht: dem Kapellmeiſter Dr. 
Franz Ries in Bonn den rothen Adler-Orden drit er 
Klaſſe; dem Schullehrer Kummer zu Schleiden, Re⸗ 
gierungs⸗Bezirks Aachen, das allgemeine Ehrenzeichen; 
dem Schiffer Johann Rockenfeller zu Fahr a, Rh. 
und dem Friedrich Cramer aus Bochum, die Ret⸗ 
tungs⸗Medaille am Bande zu verleihen. 

Angekommen: Se. Durchlaucht der General⸗Lieu⸗ 
tenant und Gouverneur von Magdeburg, Prinz Georg 
zu Heſſen, von Magdeburg. Se. Excellenz der Ge⸗ 
neral= Lieutenant, General-Adjutant Sr. Majeftät des 
Königs und Commandeur der Garde⸗Kavalerie, von 
Tümpling, von Koblenz. Se. Excellenz der Wirkliche 
Geheime Rath und Sber⸗Ceremonienmeiſter, Graf 
Pourtales, aus der Schweiz. 6 
Berlin, 20. Nov. Se. Majeſtät der König haben 
Allergnädigſt geruht: dem Bombardier Bänge der 5. 
und dem Horniſten Schleuer der 8. Artillerie⸗Brigade 
die Rettungs⸗Medaille am Bande; und den Geheimen 
erpedirenden Secretairen und Kalkulatoren Wernicke 
und Petersſon bei dem Kriegs⸗Miniſterium, ſo wie 
dem Intendantur⸗Sekretär Brückner bei der Militär⸗ 
Intendantur des 6. Armee = Corps, den Charakter als 
Rechnungsrath zu verleihen. Se. Majeſtät der König 
haben Allergnädigſt geruht: dem Führer des Barkſchiffes 
Talea RE Radmann aus Ueckermünde, die 

nlegung der ihm verliehenen königl. däniſchen Medaille 
„Für edle That,“ mit 125 Bande zu W N 

Angekommen: Der außerordentliche Geſandte und 

bevollmächtigte Miniſter am königl. hannoverſchen und 


mehreren anderen norddeutſchen Höfen, Kammerherr Graf 


von Seckendorff, von Hannover. — Abgereiſt: 
Se. Excellenz der General⸗Lieutenant und General-Ad⸗ 


jutant Sr. Maſeſtät des Königs, von Neumann, 


nach Neu⸗Streliz. Se. Erlaucht der Graf Alfred zu 
Stolberg-Stolberg, nach Stolberg. 

>< Berlin, 19. Novbr. Nehmen Sie einmal eine 
bunte Reihenfolge von allerhand Neuigkeiten. — Die 
Bevollmächtigten der hieſigen „Genoſſenſchaft für Ne: 
form im Judenthum“ haben heute Abend eine General⸗ 
Verſammlung angeſetzt, um einen geordneten und regel⸗ 
mäßigen Gottesdienſt zu beſchließen. Dies darf man 
als einen wichtigen Abſchnitt in der ganzen Bewegung, 
welche übrigens einen glücklichen Fortgang nimmt, be: 
trachten. Der Gottesdienſt ſoll nach den Prinzipien ein⸗ 
gerichtet werden, welche beim Neujahrs⸗ und Verſöh⸗ 
nungsfeſt zur Anwendung kamen und ſich damals all⸗ 
gemein ſter Zuſtimmung erfreuten. Auffallend iſt die 
Propoſition, daß ein ſolcher Gottesdienſt wöchentlich 
zweimal am Sonnabend und Sonntag ſtattfin⸗ 
den ſoll. Man darf dies als einen Verſuch anſehen, 
chriſtlichen und jüdiſchen Ritus mit einander zu vermit⸗ 
teln. — Gleichzeitig wird dieſen Nachmittag das Jah⸗ 
resfeſt der Städteordnung im Kroll'ſchen Lokal durch 
ein ſolennes Mittagsmahl gefeiert. Sie ſehen es herr⸗ 
ſchen in Berlin andere Anſichten als in Breslau; wir 
unterſuchen nicht welche die richtigeren ſeien. Der 
Kroll'ſche Saal iſt auf das Prachtvollſte dekorirt und 
man meint, daß Viele unſerer erſten Staatsbeamten 
Theil nehmen werden. Vielleicht daß dabei ein gutes 
Einvernehmen nach allen Seiten befeſtigt werden wird. 
— Herr Moritz Manheimer iſt jetzt wirklich damit be⸗ 
ſchäftigt, im Oelhandel ähnliche Reformen durchzuſetzen, 
als im Getreidehandel. Es geſchieht dies in Folge be⸗ 
ſonderer Aufforderung mehrerer der erften hieſigen Hand: 
lungshauſer, welche das Oelgeſchäft in feiner jetzigen 
Geſtaltung für unhaltbar erklären. Einen andern Weg 
nach demſelben Ziele ſchlägt der bekannte Bäckermeiſter 
Knönagel ein, inden er in einem demnächſt erſcheinen⸗ 
den Flugblatt: „Wider den Kornwucher „„Anſprache““ 
an mein Vaterland“ die Staatsgeſetzgebung zu Hülfe 
ruft. Er verlangt Aufſtellung eines Maximumpfreiſes 


für das Getreide, der mit dem Verhältniß des Arbeits⸗ 
lohns „ſympathiſirt“. So lange der Cours unter die⸗ 
ſem Preis ſteht, oder ihn nur erreicht, ſoll die Ausfuhr 
frei bleiben; wird der Preis überſchritten ſo ſoll ein 
Ausfuhrverbot erfolgen. Die Abſicht mag recht gut ſein, 
allein wir halten ſie für ziemlich unerreichbar. — Die 
raſche Veröffentlichung der zweiten Eingabe des Magi⸗ 
ſtrats an Se. Majeſtät, welche bekanntlich in ein Paar 
auswärtigen Blättern erfolgte, hat hier ſo viel Anſtoß 
erregt, daß eine beſondere Commiſſion niedergeſetzt wer⸗ 
den ſoll, um zu ermitteln, wer dazu die Hand geboten. 
Man bezeichnet dieſe Veröffentlichung als eine Indiscre⸗ 
tion, welche höheren Orts um ſo mißfälliger vermerkt 
worden, als man es ſich dort ſelbſt vorbehalten gehabt, 
die Eingabe zugleich mit dem amtlichen Beſcheide dem 
Druck zu übergeben. Es kann dieſe Geſchichte für die 
Betheiligten möglicherweiſe viel Fatalitäten nach ſich zie⸗ 
hen, obgleich die Magiſtrats-⸗Mitglieder ſämmtlich verſi⸗ 
chert haben ſollen, daß fie ſich unbetheiligt wüßten. — 
Die Literatur über die Bankfrage iſt im fortgeſetzten 
Zunehmen. Dieſer Tage ſind wieder zwei neue Bro⸗ 
chüren erſchienen, eine von dem hieſigen Banquier Men⸗ 
delsſohn, die andere von einem Pommerſchen Gutsbeſitzer. 
Beide bringen indeß wenig Neues. Die Frage ſcheint 
erſchöpft und geſchloſſen, nachdem die Buſchbeck'ſche 
Brochüre über Staats⸗Giro⸗Banken auch dem Unſinne 
einen Namen geliehen. Hoffen wir nur, daß die Weis⸗ 
heit der Staatsregierung bald einen Ausweg treffe. 
Er iſt nöthiger als je. Die deutſche Nationalbank ſoll 


indeß ihre Hoffnung auf eine Conceſſionirung in Preu⸗ 


ßen noch immer nicht aufgegeben haben. — Die hie⸗ 
ſige Kaufmannſchaft wird in einigen Tagen die Probe 
auf den neuen Geiſt zu beſtehen haben, der fie ſeit ei⸗ 
niger Zeit zu beſeelen ſcheint. Es ſollen neue Börſen⸗ 
Vertreter gewahlt werden. Fällt die Wahl wieder auf 
die bisherigen Mitglieder des Vorſtandes, die ihre Po⸗ 
ſten ſeit ewigen Zeiten bekleideten, dann iſt der Fort⸗ 
ſchritteifer noch nicht ſtichhaltig. Wir glauben aber eben 
als Garantie einer rüſtigeren Epoche vorherſagen zu 
können, daß die bisherigen Börſenälteſten nicht wieder 
gewählt werden. 

** Berlin, 20. Nov. Geſtern am Namens 
tag J. M. der Königin war in Charlottenburg, wo 
der Hof gegenwärtig reſidirt, große Feſttafel, zu welcher 
auch mehrere Miniſter geladen waren; mehrere hatten 
die Einladung zu einem großen Feſt bei Kroll zur Feier 
der Verleihung der Städteordnung angenommen. 
Der Miniſter Rother iſt noch unwohl, ſo daß er zu kei⸗ 
ner dieſer Feſtlichkeiten erſcheinen konnte. In dreien un⸗ 
ſerer Gymnaſien wird jetzt von Herrn Stolze Unterricht 


in der Stenographie ertheilt und die Schüler ſollen 


darin ſehr gute, ſogar kalligraphiſche Fortſchritte ma: 
chen. — Die allgemeine Theuerung fängt nun auch 
bereits hier an ſich ungünſtig auf den Verkehr zu Au: 
ßern, die Gewerbsleute klagen und zwar zu einer Zeit, 
wo ſonſt das Meiſte verdient wird. — Die verbrecheri⸗ 
ſchen Anſchlͤge in Poſen ſcheinen im Keime erdrlickt 
zu ſein, es wird von denſelben nichts übrig bleiben als 


eine lange Unterſuchung. Das Publikum hat dieſen Erz 


eigniſſen keine große Aufmerkſamkeit geſchenkt, auch ha⸗ 
ben wir außer den Mittheilungen, die uns die Bres⸗ 
lauer Zeitungen brachten, wenig von der ganzen Sache 
erfahren. 

* T Berlin, 20. November. Herr Joh. Ronge 
iſt geſtern von Erfurt und Weimar kommend hier ein: 
getroffen. Dem Vorſtand der chriſtkatholiſchen Gemeinde 
war angezeigt worden, daß er deſſen Ankunſt ſogleich 
polizeilich zu melden hätte, dies iſt geſchehen und dar⸗ 
auf beſchränken ſich die geſammten außerordentlichen 
Maßregeln, welche hier getroffen werden ſollten. Wie 
man ſagt, wird Herr Ronge bis zum Sonntag hier 
bleiben; die chriſtkatholiſche Gemeinde wünſcht ſehr, daß 
er hier predigen möchte. — Das geſtrige Feſtmahl 


bei Kroll iſt heute Gegenſtand aller Unterhaltungen. 


ausgehe. 


Unſere Zeitungen werden unzweifelhaft ausführlich über 
daſſelbe berichten und auch die Toaſtreden geben. Wäh⸗ 
rend der Toaſt-Rede Sr. Excellenz des Miniſters von 
Bodelſchwingh, gerade als derſelbe davon ſprach, daß die 
Städte⸗Behörde mit der Regierung in derſelben Geſin⸗ 
nung wirken ſolle, entſtand eine zufällige Störung durch 
das Rücken einiger Stühle, worüber heute mancherlei 
gloſſirt wird, der Vorfall aber war ſo unbedeutend und 
ging faſt unbemerkt vorüber, daß er nur Erwähnung 
verdient, um durch die Wahrheit den umlaufenden Ueber⸗ 
treibungen entgegen zu treten. Den erſten Toaſt brachte 
der Oberbürgermeiſter Geh. Ober-Regierungsrath Kraus⸗ 
nick Sr. Maj. dem Könige, den zweiten der neue Stadt⸗ 
verordneten⸗Vorſteher Fournier Ihrer Maj. der Königin, 
den dritten der Bürgermeiſter Geh. Regierungs⸗Rath 
Naunyn Sr. K. Hoh. dem Prinzen von Preußen und 
dem K. Hauſe, den vierten der Stadtverordneten⸗Vor⸗ 
ſteher Fournier den anweſenden Ehrengäften, worauf 
Se. Exc. der Minkſter von Bodelſchwingh etwa 
Folgendes ſagte: „Meine Herren! So oft ich die 
Ehre hatte, an dieſem Feſte Theil zu nehmen, iſt dieſer 
Trinkſpruch von demjenigen unſerer Collegen beantwor⸗ 
tet worden, welcher der Stadt und ihren Behörden am 
Nächſten ſtand. Dieſer College hat leider viel zu früh 
feine Amtsthätigkeit verlaſſen; ich verſehe indeß feine 
Geſchäfte. Darum ſchlage ich ſelbſt den Trinkſpruch 
vor: „Berlin, ſeinen wackern Bürgern, ſeinen Stadt⸗ 
verordneten und feinem Magiſtrat““ Die Städteordnung 
begründete nach dem Willen ihres erhabenen Geſetzge⸗ 
bers und Steins das Bewußtſeſn der eigenen Kraft 
und den Gemeinſinn und trug viel zur Wiedetgeburt 
des Vaterlandes bei; daß dieſer Zweck erfüllt worden iſt, 
beweiſt unſere Stadt. Der Druck der Fremdherrſchaft 
hat das Bewußtſein des Volks nicht erdrückt, ja 30 
Jahre eines glücklichen und beglückenden Friedens haben 
unter dem Zepter zweier edlen gerechten Könige dieſes 
Bewußtſein zu einer bisher nicht geahnten Größe ent⸗ 
wickelt. Berlin, das ſo lange hinter ſeiner kaiſerlichen 
Schweſterſtadt an der Donau zurückſtand, hat jene faſt 
erreicht und täglich erſtehen neue Straßen und Plätze. 
Daß unſere Stadt der Kaiſerſtadt an der Donau auch 
an Gewerbthätigkeit nicht nachſteht, bewies die letzte 
Gewerbeausſtellung. Als Vereinigungspunkt eines Ei⸗ 
ſenbahnnetzes, wie es kaum noch in Europa weiter be⸗ 
ſteht, iſt ihm das Gedeihen des Handels verbürgt, Kunſt 
und Wiſſenſchaft blühen und die Bürger haben einen 
regen Sinn für alles Große, Gute und Edle. Möge 
unſere Heimathſtadt auf der Bahn des Geſetzes fort⸗ 
ſchreiten in dem Verein mit der Regierung, welche es 
gut mit ihr meint, nur darin ihre Kraſt ſuchen. Möge 
ſie vorwärts ſchreiten, vorwärts auf der Bahn im Licht 
der Sonne, nicht in dem der Feuersbrunſt, welche nur 
den traurigen Anblick der Verödung zurückläßt. Möge 
das Band der Liebe und Freude, das unſere Stadt mit 
ihren Herrſchern verbindet, immer feſter geſchlungen 
werden, damit die aufſtrebende Größe des Staats ihren 
Stützpunkt in Berlin finde. Mögen Preußen und Ber⸗ 
lin gedeihen, Berlins wackere Bürger, ſeine Stadtver⸗ 
ordneten und fein Magiſtrat, Sie leben hoch!“ 

Mit dem Jahre 1847 laufen bekanntlich die Karls⸗ 
bader Beſchlüſſe ab, deren Gültigkeit immer nur von 
5 zu 5. Jahren (lurſprünglich nur 3 Jahre) prolongirt 
wurde. Oeſterreich hatte bekanntlich durch den Baron 
Werner den Antrag an das Preußiſche Kabinet ſtellen 
laſſen, daß dieſes die Erneuerung dieſer Beſchlüſſe auf 
die folgenden 5 Jahre beantrage, und ſchien aus leicht 
erklärlichen Gründen ein beſonderes Gewicht darauf zu 
legen, daß die Anregung hierzu von Preußiſcher Seite 
Allein Preußen hat, wie bereits gemeldet, die⸗ 
ſes Anſinnen entſchieden zurückgewieſen, vielmehr den 
Wunſch kundgegeben, daß es mit dem Ablauf der dies⸗ 
maligen Gültigkeits⸗Periode der Karlsbader Beſchlüſſe 
ſein Bewenden habe, und man von denſelben auf die 
diesfallſige Beſchlußnahme der Bundes⸗Akte zurückgehe 


Erſcheint es ſonach aber ſchon jetzt außer Zweifel, daß 
von unſerm Kabinette Maßnahmen zu erwarten ſind, 
im Sinne des Schlußſatzes des Artikels 18, ſo kann 
dies nicht ohne entſcheidenden Einfluß auf die andern 
Deutſchen und namentlich die Deutſchen konſtitutionel⸗ 
len Staaten bleiben. Sagt man doch jetzt bereits, daß 
Preußen deshalb auf dem Wege des Kompromiſſes mit 
den andern Staaten ſeinen Zweck zu erreichen beſtrebt 
ſein werde. In dieſen Verhältniſſen aber, die nur an⸗ 
zudeuten wir uns begnügen mußten, liegt der Haupt⸗ 
grund, weshalb die Stellung des künftigen preußiſchen 
Geſandten in Wien ſo außerordentlich ſchwierig werden 
wird. Alle dieſe Schwierigkeiten mehren ſich aber noch 
um ein Bedeutendes, wenn man erwägt, welchem Staats⸗ 
manne gegenüber der preußiſche Geſandte die Anſichten 
und Maßregeln ſeiner Regierung zu vertreten hat. Dies 
ſcheint das preußiſche Kabinet auch ſehr wohl zu fühlen 
und iſt deshalb möglichſt darauf bedacht, einen umſich⸗ 
tigen Diplomaten an den Wiener Hof zu ſenden. So 
war es in der letzten Zeit die Abſicht, da ſich andere 
Kombinationen zerſchlagen hatten, den Grafen Arnim 
von Paris nach Wien, und dafür den Freiherrn von 
Arnim von Brüſſel nach Paris zu verſetzen; (der Ge: 
neral v. Gerlach ſollte für Brüſſel auserſehen ſein) al⸗ 
lein dieſe Abſicht iſt wieder zu nichte geworden, indem 
ein eigenhändiger Brief von Louis Philipp ſein Be⸗ 
dauern darüber ausſpricht, einen ſo gewichtigen Diplo⸗ 
maten wie den Grafen v. Arnim von dem Pariſer 
Hofe abberufen zu ſehen, hierzu die Bitte fügend, den⸗ 
ſelben dort zu belaſſen. So wird denn dieſe Verſetzung 
unterbleiben, und es läßt ſich denn allerdings noch nicht 
beſtimmt angeben, wer den Poſten in Wien erhalten 
wird; leicht möglich indeß, daß ſich die letztens von mir 
gemeldete Kombination mit dem Grafen Bernſtorff ver⸗ 
wirklicht. (Aachener Z.) 
Wenn man überhaupt in der Gegenwart allen kirch⸗ 
lichen Angelegenheiten mit lebhaftem Intereſſe folgt, fo 
find es beſonders die Verhältniſſe der Central⸗ 
und Provinzial-Behörden, und die Befugniſſe 
der ihnen vorgeſetzten Staats⸗Beamten, gegenüber 
der römiſch-katholiſchen Kirche, die man in die⸗ 
ſem Augenblick ſcharf ins Auge nimmt. Unter ſolchen 
Umſtänden wird auch ſowohl in unſern Zeitungen wie 
in vielen Privatkreiſen die durch das neueſte Stück des 
Amtsblattes der Regierung in Potsdam (auch bereits 
in den Schleſiſchen Amtsblättern) veröffentlichte Königl. 
Verordnung vom 27. Juni, welche neue Beſtimmun⸗ 
gen in den Reſſort⸗Verhältniſſen der Provinzial⸗Behör⸗ 
den gebracht hat, viel beſprochen. In derſelben iſt na⸗ 
mentlich die Beſtätigung der Vocation katholiſcherGeiſt⸗ 
lichen, mögen ſie nun von einer biſchöflichen oder Ka⸗ 
pitel⸗Behörde, oder auch nur von einem Patronat be⸗ 
rufen worden ſein, von den Regierungen an den Ober⸗ 
Präſidenten übergegangen. Wie bekannt, ſtehen aber 
nicht bloß die Provinzial⸗Conſiſtorien unmittelbar unter 
dem Ober-Präſidenten, ſondern die ſogenannten interna 
oder innern Angelegenheiten der römiſch⸗kathol. Kirche 
waren demſelben bereits durch frühere Inſtruktionen, und 
namentlich durch die Dienft- Inftruftion für die Pro: 
Provinzial⸗Conſiſtorien vom 23. Oktober 1817, beige⸗ 
legt. Hier heißt es, namentlich im Z3ten und 4ten Pa⸗ 
ragraphen: „Die Angelegenheiten der landesherrlichen 
Rechte, eırca sacıa der romiſch⸗katholiſchen Kirche, ver: 
waltet, in ſo fern ſie die interna derſelben betreffen, 
der Ober⸗Präſident, unbeſchadet der geſetz- und verfaſ⸗ 
ſungsmäßigen Amts⸗Beſugniſſe der dieſer Kirche unmit⸗ 
telbar vorgeſetzten Biſchöfe. Das Conſiſtorium iſt in 


Anſehung dieſer Angelegenheiten bloß eine berathende 


Behörde. Es hängt von dem Ober-Praſidenten ab, 
welche von denſelben er von den katholiſchen Räthen 
zum Vortrag bringen laſſen will.“ Unter die obener⸗ 
wähnten nterna, die dem Ober-Präſidenten beigelegt 
ſind, gehören auch die Erörterungen päpſteicher Bullen 
und Breven, die Beſorgung der Geſuche an den Papſt, 
um canoniſche Beſtätigung der von Seiten des Königs 
ertheilten geiſtlichen Würden, um Dispenfation, von 
Ehe⸗Verboten nach den Grundſatzen des canoniſchen 
Rechtes; ferner die Erörterung und Erledigung der 
Streitigkeiten mit andern Relivions⸗ Parteien über Ge⸗ 
genſtände des öffentlichen Rechtes. Eine ſpätere In⸗ 
-ſtruktion für die Ober⸗Präſidenten vom 31. December 
186 weißt, in Beziehung auf dieſen Theil des ‚Ge: 
ſchäfts⸗Bereichs derſelben, gänztich auf die oben angezo⸗ 
gene Inſtruktion für die Conſiſtorien hin, in dem es 
heißt: „Die Wahrnehmung des Ju, ie circa ssers va- 
tholicorum iſt bereits durch die Dienft- Inftruftion 
für die Conſiſtorien näher bezeichnet.“ Unter dieſen Ver⸗ 
haͤltniſſen iſt auerdings der Wirkungskreis der Ober⸗ 
Präſidenten auch in dieſer Beziehung von großer Wich⸗ 
tigkeit. In einer an demſelden Tage, wie die obige 
neue Inſtruktion für die Ober⸗Präſidenten, erlaſſenen 
Cabinets⸗Ordre werden die Provinzial⸗Conſiſtorien durch⸗ 
aus außer aller Verbindung mit der Verwaltung der 
katholiſchen Kirchen⸗Angelegenheit geſtellt, indem es aus⸗ 
drücklich heißt; „Die Wahrnehmung des juris circa 
sacra der römiſch⸗katholiſchen Kirche findet für die Con⸗ 
ſiſtorien, als nur evangeliſch⸗geiſtliche Behörden, keine 
Anwendung mehr.“ Aus dieſen hier aufgeführten Be⸗ 
stimmungen erklärt es ſich ſehr deutlich, wie die Herren 


Ober⸗Präſidenten ſtets eine ſehr gewichtige Stimme in 


ten des neuen Polizeipräſidiums angeordnet 


niſche Sache hinzuwirken ſuchte. 
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den Angelegenheiten des öffentlichen katholiſchen Cultus, 
und ganz beſonders auch in den Sachen der deutſch⸗ka⸗ 
tholiſchen Gemeinden haben. (H. C.) 
Königsberg, 16. Novbr. Geſtern Nachmittag be⸗ 
gaben ſich Abgeordnete des Turnrathes und der älteren 
Turner in die Wohnung des Hrn. Polizeipräfidenten ıc. 
Dr. Abbeg und überreichte ihm zwei Adreſſen, worin 
ſie, im Anerkenntniß ſeiner Verdienſte um den Verein 
und um die turnende Jugend ihm ihren Dank dafür 
ausſprachen. (Königsb. Z.) 
Eine ſtrengere Sonntagsfeier iſt wirklich von Sei⸗ 
wor⸗ 
den. Während des Gottesdienſtes ſoll kein Gaſthaus 
geöffnet und kein ſogenanntes Schaufenſter der Kauf⸗ 
mannsläden aufgemacht werden, und ſchon ſollen dem 
Vernehmen nach polizeiliche Strafen über die Uebertre⸗ 
ter dieſes von neuem ernſtlich eingeſchärften Geſetzes 
verhängt worden ſein. Die „mobilen Colonnen“ 
patrouilliren des Nachts häufig auf den Straßen, und 
der Polizeichef ſelbſt nimmt an den Exkurſionen perſön⸗ 
lichen Antheil. In der That ſind in letzterer Zeit un⸗ 
erhörte Diebſtähle und Einbrüche vorgekommen, deren 
Vorhandenſein allerdings die allgemeine Noth und die 
Menge fremder Arbeiter leicht erklären. (D. A. 3.) 
Königsberg, 17. Nov. Die Ztg. f. Pr. brachte 
in Nr. 40 die Nachricht von gefänglicher Einziehung 
mehrerer Individuen in Poſen, die communiſtiſcher 
Umtriebe dringend verdächtig wären. Correſpondenz⸗ 
nachrichten beſtätigen dies nicht nur, ſondern geben auch 
genauer an, daß in Folge der ſeit einem Jahre im 
Schoße der katholiſchen Kirche entſtandenen Bewegung 
der Eifer für polniſche Nationalität in der Provinz Po⸗ 
fen von Neuem hervorgerufen werde. Die Geiſtlichkeit 
beſorgt einen größern Abfall zu den Diſſidenten und 
ucht ihn dadurch zu verhindern, daß ſie die katholiſche 
teligion und die polniſche Nationalität als eins dar⸗ 
ſtellt und jene durch dieſe, die in dem Herzen des Po⸗ 
len tief wurzelt, zu ſichern ſich bemüht. Dieſes Stre⸗ 
ben wird nun um ſo mehr erleichtert, da dem gemei⸗ 
nen Polen der Ausdruck Deutſcher und Proteſtant durch⸗ 
aus identiſch und der Deutſchkatholizismus als eine be⸗ 
ſondere Art des Proteſtantismus fo leicht darzuftellen iſt. 
Um dieſe nationalen Lehren noch eindringender zu ma⸗ 
chen, hat man beim niedern Volke hie und da com⸗ 
muniſtiſche Verſuche gemacht, während man für die 
mittleren und höheren Stände Reſſourcen errichtete, die 
nur dem Polen zugänglich ſein ſollen. Wie früher ſchon 
in Poſen im Bazar eine ſolche Nationalreſſource eta⸗ 
blirt war, ſo hat ſich neuerdings in Bromberg eine 
Reſſource gebildet, zu welcher nur Polen Zutritt. haben, 
und in welcher man auf eine Begeiſterung für die pol⸗ 
(3. f. Pr.) 
—= fı — Königsberg 16. Nov. Heute Mit: 
tag um 11 Uhr hatten ſich vor unſerem Poſtgebäude 
viele Hunderte von Menſchen verſammelt. Es galt Hrn. 
Walesrode bei feinem Abgange nach der Feſtung Grau⸗ 
denz noch ein Zeichen freundlicher Theilnahme zu geben. 
Eine wehmuthsvolle Ruhe herrſchte in der verſammel⸗ 
ten Menge und das innigſte Mitgefühl ſtand auf jedem 
Geſichte geſchrieben. Man drängte ſich hervor, Wales⸗ 
rode noch einmal zum Abſchiede die Hand zu reichen 
und ihm ein tröſtendes Wort zuzurufen. Herr Wales⸗ 
rode ſelbſt behielt die ruhigſte Faſſung und dankte einem 
Jeden mit herzlichen Worten. — Vorgeſtern wurde un⸗ 
ſere Auswanderungs geſellſchaft, welche eine ihrer 
öfteren berathenden Zuſammenkünfte hielt, durch eine po⸗ 
lizeiliche Verfügung aufgehoben. Es waren ungefähr 8 
bis 10 Perſonen verſammelt, die keine Ahnung von ihrem 
Schickſal hatten. Dennoch iſt die Aufhebung keine de: 
finit ive geweſen und hat das Schreiben des Polizei⸗ 
Präſidii ſich nur dahin ausgeſprochen, daß die Geſell⸗ 
chaft bis zur Sanktion der Statuten ihre weiteren Zu⸗ 
ſammenkünfte ſuspendiren ſolle, obgleich in demſelben 
Schreiben auf das Geſetz hingewieſen worden iſt, wel⸗ 
ches diejenigen, welche Arbeiter zu Auswanderungsgelü⸗ 
ſten verleiten, mit Zuchthausſtrafe bedroht. — Man 
ſagt, eine Uebervölkerung finde nicht allein nicht ſtatt, 
ſondern die nordiſchen Provinzen ſeien ſogar noch fo 
wenig bepölkert, daß ſie zur Forderung ihrer Cultur Anz 
ſiedler aus übervolkerten ſüdlichen Provinzen in ſich auf⸗ 
nehmen könnten. Wenn man die Bevölkerung von Oft: 
und Weſtpreußen nach dem Flächeninhalt berechnet, ſo 
möchte dies allerdings der Fall fein. Es iſt aber eine 
andere Frage, ob der Boden überhaupt einer Gut: 
tur fähig ſei, welche im Stande, eine großere Einwoh⸗ 
nerſchaft zu ernähren? Die Beantwortung dieſer Frage 
möchte ſich jedenfalls nur verneinend herausſtellen. 
Unter den obwaltenden klimatiſchen Verhältniſſen iſt der 
Boden einer bedeutenden Steigerung feiner Produktions⸗ 
kräfte nicht fähig, und nur zu oft ſchon haben ſich Be⸗ 
ſiber aus Schleſien und Sachſen, welche durch höhere 
ökonomiſche Intelligenz in unſern Provinzen goldene 
Berge zu erringen hofften, bitter getäuſcht geſehen. Man 
hört zwar häufig von Gutsbeſitzern Klagen über Man⸗ 
gel. an, Arbeitskräften — man hört dieſen Mangel als 
Grund des angſamen Culturfortſchrittes angeben, den⸗ 
noch ſind die Beſitzer nicht im Stande ihren Leuten eine 
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Gutsbeſitern in Wohnung und Arbeit verdingen 
Wie aber find dieſe Wohnungen, wie kärglich iſt die 
Koſt, die Wochenlang bei ſaurer Arbeit aus nichts als 
Kartoffeln beſteht, welche in Heringslacke oder ſaure 
Milch eingetaucht werden. Branntweinſoff, verſtockte 
Dummheit, Trägheit und Gleichgültigkeit ſind die trau⸗ 
rigen Folgen dieſes phyſiſchen Elends. Die Gutsbeſitzer 
ſelbſt ſind aus der Schuld, ſie können nicht mehr ge⸗ 
ben, obgleich auf der andern Seite die Arbeiter bei der 
elenden Lebensweiſe ſo wenig leiſten, daß eine größere 
Menge nothwendig wird. Auch in Königsberg ſteigt in 
Folge der Theuerung die Noth der arbeitenden Klaſſen. 
Erſt noch heute ſah ich ein herzzerreißendes Beiſpiel. 
Auf den ſteinernen Stufen einer Hausthür in einer der 
belebteſten Straßen war ein armes Weib vor Hunger 
und Ermüdung ohnmächtig niedergeſunken. Fünf kleine 
Kinder, bleich wie der Tod, drängten ſich weinend um 
die arme Mutter und küßten mit ihren blauen Lippen 
ihre kalten erſtarrten Finger. Als fie wieder zu ſich 
gebracht und von den Umſtehenden einiges Allmoſen er⸗ 
halten, ſagte ſie mir, daß ihr Mann vor einiger Zeit 
geſtorben und ſie mit fünf kleinen Kindern in die⸗ 
jer gräßlichen Lage zurückgelaſſen. Sie verdiene täg⸗ 
lich „fünf Silbergroſchen“ und verfertige 
Abends Strohteppiche, welche ſie Sonntags zum Ver⸗ 
kauf austrage. Eine Erhöhung der Tagelöhne bei der 
gegenwartigen Theuerung iſt jedenfalls eine Nothwen⸗ 
digkeit, welche, wenn nicht anders, durch Intervention 
der Behörden veranlaßt werden muß. Was könnte wohl 
die Folge einer obrigkeitlichen Beſtimmung des 
niedrigſten Lohnſatzes ſein?— In jedem Jahre werden 
hier einige Bälle veranſtaltet, welche unter dem Namen 
von „Combinationsbällen“ die drei verſchiedenen 
Elemente der Geſellſchaft, Bürger, Beamte und Militär 
vereinigten. Auch in dieſem Jahre hatte ſich zu dieſem 
Zweck ein berathendes Comite gebildet, deſſen Vorſteher 
der Herr General v. Eſebeck, der Commerzienrath Mer⸗ 
tens und der Banquier Oppenheim waren, als von 
Seiten des Gen. v. Eſebeck die Bedingung geſtellt wurde, 
die Kaufmannſchaft möge zwei Perſonen von der Liſte 
der Einzuladenden ſtreichen. Natürlich zerſchlugen ſich 
die Berathungen, die Kaufleute zogen ſich zurück und 
ſtellten ſpäter den Antrag an das Vorſteheramt der 
Kaufmannſchaft, den Saal des Kneiphöfchen⸗Junkerhofes 
zu dem Feſt nicht zu bewilligen. Dieſer Antrag mußte 
nun zwar abgelehnt werden, da der Saal jeder anſtän⸗ 
digen Geſellſchaft für Geld vermiethet wird, aber die 
Kaufmannſchaft und Bürgerſchaft zog ſich von dem 
Unternehmen gänzlich zurück, ſo daß nun für dies Jahr 
aus den Combinationsbällen nichts werden wird. 


T Aus dem Großherzogthum Poſen, 19. No: 
vember. Daß die Sache, derenthalben jetzt hier an fo 
vielen Orten Arretirungen vorgenommen werden, mit 
den rein national⸗polniſchen Beſtrebungen zuſammen⸗ 
hängt, bei der das religioſe Element keine unwichtige 
Rolle ſpielt, iſt jedem Klarſehenden deutlich genug. Aus 
Kaliſch find vor einigen Tagen drei katholiſche Geiſt⸗ 
liche nach Warſchau abgeführt worden. In O ſtro wo 
find. geſtern ſcharſe Patronen ausgetheilt und die Wache 
verſtärkt worden. Unter den vielfachen Gerüchten be⸗ 
ſagt das Eine, daß in Krotoſchin ein Geiſtlicher ver⸗ 
haftet ſei. Dieſer Abende war die Poſt, als fie 
Nachts um 12 Uhr in Krotoſchin anlangte, kaum im 
Stande, ſich durch die in jener Stadt verſammelte Menge 
von polniſchen Bauern einen Weg zu bahnen. Von 
Oſtrowo ſind nun Huſaren nach Adel nau abmar⸗ 


ſchirt. N | 
* Köln, 17. Novbr. Am 3. künftigen Mo⸗ 
nats wird vor dem biefigen Zuchtpolizeigericht ein Pro⸗ 
zeß verhandelt werden, welcher des Gegenſtandes wegen 
auch in entfernteren Gegenden Intereſſe erregen dürfte. 
Einer unſerer Landtags⸗Deputirten, der Landrath Herr 
von Los, das Haupt unſerer Ultramontanen und Präſi⸗ 
dent des Borromaus Vereins, iſt nämlich eines Auf⸗ 
ſatzes halber, den er in der Augsburger Allgem. Zeitung 
veroffentlichte und worin er ſowohl den früheren Ober⸗ 
Präſidenten, Herrn von Schaper, wie das Ober⸗Cenſur⸗ 
Gericht dei Handhabung der Cenſur der Parteilichkeit 
zu Gunſten der cvangeliſchen Intereſſen beſchuldigte, 
wegen Beleidigung Beider zur Unterſuchung gezogen. 
Bei der Oeffentlichkeit unſeres Gerichtsverfahrens werde 
ich Gelegenheit haben, Ihnen Über deren Ausgang ſo⸗ 
fort Nachricht zu geben. Herr von Los iſt unſtreitig 
ein intelligenter Kopf und ein gewandter Redner, aber 


nur irgendwie ausreichende Exiſtenz zu gewähren. Mich deshalb trifft ihn auch die Beſchuldigung um ſo | chwe⸗ 


hat oft, beſonders in Weſtpreußen, die traurige Lage der rer, auf dem letzten Landtage 


zuerſt und faſt allem die 


fogenannten Inſtleute gejammert, welche ſich bei den Debatten auf das religiöſe Feld hinübergeführt und die 


ohnedem leicht erregbare katholiſche Bevölkerung der 
Provinz, welche von der ultramontanen Parthei 104 
Athem erhalten wird, irregeleitet und aufgereizt zu ha⸗ 
ben. Doch wer bei dieſer Partei, welche hier am Rhein 
leider einen ſehr merklichen Einfluß ausübt, Patriotis⸗ 
mus finden wollte, würde ihn vergebens ſuchen; der 
Erreichung ihrer ſelbſtſüchtigen Zwecke gilt al⸗ 
lein ihr Streben, und Jeder, der es mit der Regierung 
gut meint, kann derſelben gewiß nur rathen, ſtets ein 
wachſames Auge auf ſie zu werfen. 
we Deutſchlan d. 

Dresden, 18. Novbr. Die Leipziger Stadtverord⸗ 
neten haben die Inſtruktion des bisherigen Comman⸗ 
danten der Communalgarde, welche ihnen erſt jetzt be⸗ 
kannt geworden iſt, zur Sprache gebracht, und wollen 
wegen derſelben eine Beſchwerde bei den Ständen ein⸗ 
reichen. In dieſer Inſtruktion wird nämlich der Com⸗ 
mandant der Communalgarde in allen einzelnen Anord⸗ 
nungen unter den Kreisdirektor geſtellt, und doch wurde 
der Commandant zur Verantwortung gezogen, daß er 
am 12. Auguſt nicht eigenmächtig eingeſchritten fi, 

Dresden, 18. Novbr. Die erſte Kammer hatte 
für ihre heutige Sitzung die Berathung über den Be⸗ 
richt (Nr. 270 und 271 der Bresl. Ztg.) ihrer dritten 
Deputation, den Entwurf einer Adreſſe auf die Thron⸗ 
rede betreffend, auf die Tagesordnung gebracht. Bevor 
dieſe begann, zeigte der Regiſtrandenvortrag den Ein⸗ 
gang dreier weiteren Eingaben des ehemaligen Bürger⸗ 
vorſtehers Krauß aus Annaberg an, bei denen das -Prä⸗ 
ſidium eben ſo, wie bei deſſen Petition gegen die Preſſe, 
darauf antrug, fie ad acta zu legen. Die erſte 
dieſer Eingaben war eine Petition, die dahin ging, daß 
den Deutſch⸗ Katholiken nicht eher freie Religionsaus⸗ 
übung in Sachſen zugeſtanden werde, bis dies von Sei⸗ 
ten der preußiſchen Regierung ihnen zugeſtanden worden 
ſei; wer nicht Katholik bleiben wolle, möge Proteſtant 
werden, und wer dies nicht wolle, könne ſeinen Gott 
nach ſeiner Ueberzeugung in ſeiner Stube anbeten; auch 
hoffe er, daß mit dem Papſt eine Vereinigung zu Stande 
zu bringen ſei, daß dieſer die proteſtantiſche Kirche als 
eine ſeligmachende anerkenne. — Nach Vortrag der 
Regiſtrande nahm der Vizepräſident v. Frieſen den 
Präſidentenſtuhl ein und v. Carlowitz beſtieg als Re⸗ 
Referent des Deputationsberichts in der Adreßfrage die 
Rednerbühne. Der erſte der Sprecher bei der hierauf 
eröffneten allgemeinen Berathung war v. Erdmanns⸗ 
dorf, der damit begann, daß ſeit der letzten Berathung 
dieſes Gegenſtandes in der erſten Kammer in ihm eine 
gewaltige Sinnesänderung vorgegangen; wie Schuppen 
ſei es ihm von den Augen gefallen, als ihn die Adreß⸗ 
berathung in der zweiten Kammer überzeugt hätte, auf 
welche Weiſe dort auch der an ſich unſchuldig ſchei⸗ 
nende Satz interpretirt werde; er könne jetzt nur un⸗ 
ter der Bedingung für die Adreſſe überhaupt ſtimmen, 
wenn alle Anträge der Deputation angenommen wür⸗ 
den. Was das Vorhandenſein einer allgemeinen Auf⸗ 
regung betreffe, ſo kenne er eine ſolche nicht in dem 
Sinne, der dieſelbe aus einer Mißſtimmung hervorge- 
hen ließe; es ſei aber allerdings eine Theilnahme des 
Volkes an den Tagesfragen in hohem Grade 
vorhanden, und dieſe verwechſele man mit Aufregung. 
Der Kern des Volkes habe noch nicht einen Augenblick 
geſchwankt in der Treue gegen das Regentenhaus und 
in dem Vertrauen gegen die Regierung; der Kern des 
Volkes empfinde Unwillen gegen die Aufreger, nur in 
dieſer Beziehung finde man allgemeine Aufregung; ob 
in einzelnen Orten, nach Verſicherung Einzelner, Auf: 
regung herrſche, wolle er nicht unterſuchen; doch ſei 
dieſe da, wo ſie allenfalls zu finden, eine unbegründete 
und unnatürliche, die von außen gekommen und von 
mancher Seite, wenn auch nicht böswillig, ſo doch ab⸗ 
ſichtlich verbreitet worden. Sie gehe von einer Par⸗ 
tei im Volke aus, die das Recht beanſpruche, Das, 
was in ihrem Hirne ſpuke, als Volksmeinung geltend 
zu machen, als Volksmeinung an die Stände, an die 
Stufen des Thrones zu bringen, vor Allem aber dieſe 
ihre Anſichten in Volksverſammlungen dem eigent⸗ 
lichen Volk aufzudrängen. Daß die Regierung dieſer 
Partei und ihren Beſtrebungen einen Damm entgegen⸗ 
geſetzt, daß ſie feſt geſtanden auf der Verfaſſung, das 
ſei nicht reactionair, müſſe vielmehr Alle zu lebhaftem 
Danke verflpichten, die in Sachſen künftig noch einen 
conſtitutionellen, keinen revolutionären Staat ſehen woll⸗ 
en. — Hierauf erhielt Bürgermeiſter Wehner das 
Wort und ſprach ungefahr Folgendes. Die Frage über 

as Vorhandenſein einer Mißſtimmung im Volke ſtehe 
auf mer Adreſſe allerdings im Zuſammenhange denn 

„dieser Frage beruhe der Entſchluß zur Abfaſſung der 
zweiten er ſtimme im Ganzen hierin den Anſichten der 
Miß te Kammer bei. Wenn man andererſeits dieſe 
ſen des Vaung oder Aufregung auf gewiſſe Klaſ⸗ 
was maß lkes beſchränken wolle, fo entſtehe die Frage, 

; unter Klaſſen“ zu verſtehen habe; er ſeiner⸗ 
ſeits klaſſifizire d; x > Zn 
Ständen, fo die Bevölkerung eines Landes nicht nach 

5 ondern nach der Intelligenz, und wer hier 
auf einer niedern Stufe oder auf der des Stillſtandes 
gefunden werde, gehste in die niedrigſte Klaſſe, er möge 
andererſeits einem hohen Stande angehören oder einem 
Heeingeren. Nach dieſer Klaſſifizirung herrſche allerdings 
egung nur in gewiſſen Klaſſen, nämlich in den in⸗ 
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telligenten. Dieſe Aufregung ſei eine Krankheit, die 
durch ganz Deutſchland ſich erſtrecke; ſie ſei nicht ma⸗ 
teriellee Natur (denn in dieſer Beziehung könne eine 
Aufregung, namentlich in Sachſen, nicht ſtattfinden), 
ſondern entſtanden aus geiſtigen Bedürfniſſen. Den 
Grund dieſer Krankheit werde man am ſicherſten finden 
im Vergleich der frühern Zeit mit der gegenwärtigen, 
und eben in dieſem Vergleiche liege auch das Mittel 


zur Heilung derſelben, es heiße dies: die Menſchen wol⸗ 


len heute anders regiert ſein, als vor 30 Jahren. Der 
Bildungszuſtand ſei jetzt ein anderer, als damals; gei⸗ 
ſtige Nahrung verlange jetzt Jeder, der leſen könne; 
wer dieſem das Leſen verbiete, entziehe ihm die Nah⸗ 
rung, dies thue die Cenſur in harter Weiſe, und eine 
Mißſtimmung ſei daher natürlich. Man halte heimlich 
Gericht über den Deutſchen und ſuche ihn, dem Treue 
und Ergebenheit angeboren ſeien, als revolutionair dar⸗ 
zuſtellen. Er möchte die Frage aufwerfen: was ſoll 
werden, wenn dieſe Mißſtimmung nicht beſeitigt wird? 
Zwar ſolle es ihm nicht beigehen, dieſe Frage hier zu 
beantworten; er begnüge ſich, ſtatt der Antwort einen 
langen Gedankenſtrich zu machen, ſo lang als die ganze 
erſte Kammer, aber das müſſe er ausſprechen, daß wir 
einer Zukunft entgegengingen, die nicht im roſigſten 
Licht erſcheine. Er ſei ein Mann des Friedens im voll⸗ 
ſten Sinne des Worts, und Niemand ſpreche die Worte 
des Predigers in der Kirche: „Der Friede Gottes ſei 
und bleibe mit euch Allen“ mit vollerer Seele nach, 
als er, und er wünſche von Herzen, daß man ſeine 
Worte beachten, ſeine Meinung nicht als die eines ver⸗ 
kehrten Alten ohne Würdigung bei Seite ſchieben möge. 
— Kammerherr v. Metz ſch ſchloß ſich im Weſentlichen den 
Anſichten des Herrn von Erdmannsdorf an. Hr. v. Hey⸗ 
nis nahm für ſich und die Mitglieder der 1. Kammer das 
Prädikat Volksvertreter in Anſpruch, das Volk ſei 
der Inbegriff aller Stände, und wehe der Nation, wo ein⸗ 
zelne Stände das Volk ausmachen wollten; er komme 
in vielſeitige Berührung mit dem Volk, und als Volks⸗ 
vertreter müſſe er es ausſprechen, daß das Volk von kei⸗ 
ner politiſchen Aufregung ergriffen ſei: wohl aber könne 
man in ſeiner Gegend von den Gebildeten vielfache Miß⸗ 
billigung hören über den Ton, in welchem ein dortiges 
Lokalblatt redigirt werde. Hr. v. Watzdorf äußerte, 
wie einer der erfreulichſten Momente der Adreßberathung 
darin liege, daß die Regierung ausgeſprochen habe, ſie 
werde feſthalten an der Verfaſſung, feſt aber auch gegen 
die, welche über die Verfaſſung hinaus wollten. 
Daß nicht alle Staatsbürger echt konſtitutionell im Sinne 
der Verfaſſungsurkunde ſeien, beweiſe ein Blick auf die 
eingegangenen Petitionen, namentlich auf die aus Leip⸗ 
zig, denn dieſe hätten nicht allein die Abänderung des 
Wahlgeſetzes, ſondern die Abänderung der Verfaſſung 
ſelbſt zum Zweck; Regierung und Stände möchten ſol⸗ 
chen Beſtrebungen mit Energie entgegentreten. 
Amtshauptmann v. Welck erkannte in dem Adreß⸗ 
entwurfe der zweiten Kammer ein redliches Beſtreben, 
eine gemeinſchaftliche Adreſſe, die auch er für wünſchens⸗ 
werth halte, zu Stande zu bringen. Eine in der zwei⸗ 
ten Kammer gefallene Beſchuldigung, als habe das Mi⸗ 
niſterium bei den Leipziger Ereigniſſen Blut vergoſſen, 
verdiene keine Erwiderung, dagegen müſſe er die Regie⸗ 
rung gegen den ihr gemachten Vorwurf der Reaktion 
entſchieben in Schutz nehmen. Die Regierung habe 


nach der Verfaſſung nicht anders handeln können, als. 


fie gehandelt; Ueberlegung, Conſequenz und Gewiſſenhaf⸗ 
tigkeit, das Staatsſchiff zu lenken, ſeien vorhanden. 
Nur Einen Vorwurf habe er der Regierung zu machen, 
es ſei dies über ihr Verhalten gegen die Preſſe. Sie 
habe viel zu wenig Werth auf diefelbe gelegt; die Preſſe 
ſei nicht die Stimme des Volks, ſondern die Stimme 
Einzelner, die ſich durch fie Einfluß im Volke verſchaf⸗ 
fen wollten. Die Preffe müffe durch die Preffe bekämpft 
werden, die Regierung hätte das Treiben der Preſſe 
uicht mit Stillſchweigen übergehen, ſondern durch Auf: 
klärungen, Widerlegungen ꝛc. dahin wirken ſollen, daß 
falſche Anſichten nicht Platz greifen konnten. — Der 
Referent v. Carlowitz machte darauf aufmerkſam, daß 
es ſich hier nicht um die Frage handele, ob Aufre⸗ 
gung vorhanden ſei, denn über dieſe ſei auch die De⸗ 
putation in ihrem Berichte hinweggegangen, und habe 
angenommen, daß dieſe Frage bei der frühern Beſpre⸗ 
chung der Adreßfrage bejaht worden, alſo abgethan ſei. 
Reactionair könne er das Syſtem der Regierung 
nicht nennen; denn wolle eine Regierung eines conſti⸗ 
tutionellen Staats reactionaire Wege betreten, ſo werde 
ſie vor Allem ſich die Stände zu ſichern ſuchen, durch 
Einwirkung auf die Wahlen ihren Zweck verfolgen; daß 
dies in Sachſen nicht geſchehen, werde ſelbſt von Denen 
lobend anerkannt, die der Regierung den Vorwurf einer 
reactionairen Tendenz gemacht hätten. Wo aber alles 
menſchliche Wiſſen dem Irrthum unterworfen ſei, könne 
auch die Regierung irren; dies ſei indeſſen von einer 
Reaction noch weit entfernt, und ſo lange ein abſicht⸗ 
liches Abweſchen von der Verfaſſung nicht gefunden 
werden könne, werde er die Regierung in ihrem durch 
das Erpofe des Miniſteriums dargelegten Syſteme ſtets 
unterſtützen. Frhr. v. Schönberg-Bibran äußerte, 
daß die Klagen, als habe die Regierung nichts für eine 
freiere Verfaſſung der evangeliſchen Kirche gethan, 


ebenfalls unbegründet feien; Dogmen und Lehren konne 


man nicht fo abändern, wie es der Ausdruck „zeitge⸗ 
mäß“ zu erheiſchen ſcheine. — Hr. v. Er iegern ſprach 
ſich im Sinne des Deputationsberichts dahin aus, daß 
eine Adreſſe möglichſt allgemein gehalten und darin na⸗ 
mentlich nicht auf Gegenſtände eingegangen werde, die 
erſt ſpäter zur ſpeziellen Berathung kommen würden. — 
Graf v. Hohenthal⸗Püchau erklärte ſich für die 
Anſichten, die v. Erdmannsdorf, v. Welck und v. Car⸗ 
lowitz ausgeſprochen. Auf eine in der zweiten Kammer 
geſchehene Aeußerung müſſe er jedoch zurückkommen, da 
hier Namen genannt worden ſeien, nämlich die Be⸗ 
hauptung, daß die reactionaire Tendenz der Regierung 
ſich hauptſächlich von dem Ausſcheiden des Hrn. Mi⸗ 
niſters v. Lindenau aus dem Miniſterium datire. Er 
müſſe geſtehen, daß das Ausſcheiden des Herrn Mi⸗ 
niſters v. Lindenau fein Vertrauen zum Kabinet nicht 
im mindeſten erſchüttert habe. Dieſe Aeußerung nahm 
Bürgermeiſter Wehner auf und bemerkte, es habe ihm 
weh gethan, die Behauptung zu vernehmen, v. Linde⸗ 
nau's Ausſcheiden habe nichts zu bedeuten gehabt; 
Sachſen verdanke dieſem viel, ſehr viel, und der Wunſch, 
daß v. Lindenau jetzt noch Sachſen angehören möge, 
ſei gewiß ein ſehr gerechtfertigter. — Bürgermeiſter 
Starke erklärte ſich gegen die Anſicht der Deputation 
hinſichtlich einer möglichſt allgemeinen Faſſung der 
Adreſſe und wünſchte dieſem Geſichtspunkte etwas wei⸗ 
ter ausgedehnte Grenzen, was der Referent bekämpfte. 
Staatsminiſter v. Könneritz äußerte, daß die Organe 
der Regierung gewöhnt ſein müßten, ihre Pflicht zu 
thun, unbekümmert, ob ſie Anerkennung finde oder nicht; 
aber nicht gleichgültig könne es ihnen ſein, ob ihr Stre⸗ 
ben von den Ständen, und namentlich von der erſten 
Kammer erkannt oder verkannt werde. Bürgermeiſter 
Wehner habe die von der Regierung bereits in der 
zweiten Kammer gemachte Bemerkung beſtätigt, daß die 
Aufregung ſich über ganz Deutſchland erſtrecke, mithin 
nicht durch das Regierungsprincip der fächfifchen Regie⸗ 
rung hervorgerufen worden ſei. Er gebe zu, daß der 
Grund dieſer Aufregung in der verbreitetern Intelli⸗ 
genz liege; ob aber dieſe Intelligenz ſelbſt eine geſunde 
ſei, da fie Urſache einer Krankheit geworden, dürfte be⸗ 
zweifelt werden. Die wahre Intelligenz wolle regiert 
ſein nach Recht und Geſetz; die wahre Intelligenz ver⸗ 
lange nicht blos Rechte, ſondern ſie geſtehe auch Rechte 
zu. Die geiſtige Hebung des Volks müſſe im Intereſſe 
der Regierung liegen, und er hoffe, daß eine Zeit kom⸗ 
men werde, wo die Intelligenz zu einer größern Ge⸗ 
ſundheit gelange. Mit der Erläuterung des Bürger⸗ 
meiſters Wehner, daß er keineswegs geſagt habe, die 
Intelligenz ſei krank, wurde die allgemeine De= 
batte geſchloſſen und zur Berathung der einzelnen Para⸗ 
graphen des Adreß⸗Entwurfs übergegangen. — Die erſten 
beiden $$ gaben zu keiner wichtigen Debatte Veranlaſſung. 
§3 gab dem Freiherrn v. Welck Veranlaſſung, ſich 
für wünſchenswerthe Erleichterung der Elbſchiffahrt 
auszuſprechen, worauf der Staatsminiſter v. Ze ſchau 
ſeine in der zweiten Kammer über dieſen Gegenſtand 
gegebene Verſicherung wiederholte und hinzuſetzte, daß 
die Regierung nichts aus den Augen laſſen werde, was 
der Erreichung dieſes Zweckes förderlich ſein könnte; 
auch ſei als Beweis für dieſe Abſicht in dem Budget 
bereits eine anſehnliche Summe zur Regulirung der 
Elbſtrombarren in Anſatz gebracht. Hierauf fand auch die⸗ 
ſer Abſchnitt einſtimmige Annahme. Zu $ 3, den 
Deutſchen Bund betreffend, hat die Deputation eine 
Erweiterung beantragt, die den Staatsminiſter v. Ze⸗ 
ſchau veranlaßte, auf die Schwierigkeiten aufmerkſam 
zu machen, die zu berückſichtigen kämen, wenn man 
von der Bundesverſammlung gemeinſame Maßnahmen 
verlange. Eine ſolche Vereinigung ſei beſonders des⸗ 
halb ſchwierig, weil ſie namentlich in conſtitutionellen 
Staaten manche Modifikationen in der Verfaſſungsur⸗ 
kunde nöthig mache, andererſeits aber die Souveraine⸗ 
tät mancher Staaten gefährde; in erſterer Beziehung 
wäre vielleicht die ſächſiſche Ständeverſammlung eine 
der erſten, die klagend gegen derartige gemeinſame Be⸗ 
ſtimmungen auftreten würde. Er ſei übrigens der An⸗ 
ſicht, daß die hohe Intelligenz, welche Deutſch⸗ 
land ſo hoch geſtellt, gerade in der Theil ung 
ſeiner Staaten ihren Stützpunkt finde. Die 
Ordnung der literariſchen Rechtsverhältniſſe beweiſe übri⸗ 
gens, daß der Deutſche Bund gemeinſame Maßregeln 
in neuefter Zeit in Ausführung gebracht habe. — Dom: 
herr Dr. Günther proteſtirte gegen den Satz des Des 
putationsberichts, welcher den Bundesbeſchluß vom 
5. Juli 1832 in Bezug auf die Maßregeln zur 
Aufrechthaltung der geſetzlichen Ordnung in den deut⸗ 
ſchen Staaten als noch in Gültigkeit beſtehend an⸗ 
nimmt; dieſer Bundesbeſchluß müſſe nach richtiger In⸗ 
terpretation als nicht mehr beſtehend angeſehen werden, 
denn es ſei in ſeinem Eingang ausdrücklich geſagt, daß 
er nur „für die gegenwärtigen (damaligen) Verhältniſſe 
und deren Dauer“ gelten ſolle; nun ſei aber doch ein 
großer Unterſchied zwiſchen den Verhältniſſen der Jahre 
1532 und z. B. 1837 oder 1839, ſodaß wohl dieſer 
Beſchluß als aufgehoben anzuſehen, wenigſtens aber doch 
‚feine. Gültigkeit höchſt zweifelhaft fein, müſſe. Der 
Referent erklaͤrte in ſeinem Schlußworte, daß der 
Deutſche Bund hinter den Erwartungen, die er von 
ihm gehegt, weit zurückgeblieben ſei und daß er 


ſich durch die von der Miniſterbank in dieſer Bezie⸗ 
hung gegebene Erklärung nicht veranlaßt ſehen konnte, 
dieſe Behauptung zurückzunehmen, denn ſie ließe ſich 
rechtfertigen, ſelbſt wenn man von dem deutſchen Bunde 
nicht mehr verlange, als die Entwickelung der in der 
Bundesakte und in der Wiener Schlußakte ge⸗ 
gebenen Verſprechungen. In Beziehung auf die Pro⸗ 
teftation des Domherrn Dr. Günther könne er aber ei⸗ 
nem Einzelnen das Recht nicht zugeſtehen, die Ungül⸗ 
tigkeits⸗Erklärung des gedachten Bundesbeſchluſſes von 
1832 auszuſprechen; dies könnten nur die Geſetzgeber, 
alſo die Bundes verſammlung ſelbſt, dieſe aber 
habe bis jetzt ſich noch nicht veranlaßt geſehen zu der 
Annahme, daß der Zeitpunkt gekommen ſei, wo dieſes 
Geſetz aufgehoben werden könne; hierin ſtimme mit ihm 
auch die Staatsregierung überein, und namentlich auch 
die Regierungen von Danemark und Preußen. — Bei 
der Fe wurde dieſer Abſchnitt des Adreß⸗Ent⸗ 
wurfs mit dem von der Deputation vorgeſchlagenen Zus 
ſatz einſtimmig angenommen und hierauf die Sitzung 
wegen vorgerückter Zeit geſchloſſen und die Fortſetzung 
für die morgende Sitzung anberaumt. (D. A. Z.) 
München, 15. November. Der durch den Frei⸗ 
ſchagrenzug und die darauf erfolgte Gefangenſchaft in 
Luzern bekannte Daffner iſt ſeit einigen Tagen hier, 
wo ſeine Heimath iſt. Auch ſein Freund Georg Fein 
befindet ſich auf deutſchem Boden in Freiheit. Von 
Luzern aus wurden ſie gefeſſelt durch die Schweizer 
Kantone und Sardinien transportirt. Erſt im lombar⸗ 
diſch⸗venetianiſchen Königreich nahm man ihnen die Feſ⸗ 
ſeln ab, und ſie wurden überhaupt in den öſterreichi⸗ 
ſchen Staaten mit großer Humanität behandelt. — 
Kaum iſt die allerh. Verordnung, den Getreidehandel 
betreffend, in Kraft getreten, ſo äußerten ſich auch ſo⸗ 
gleich die wohlthätigen Folgen derſelben auf unſerer ge⸗ 
ſtrigen Schranne. Obgleich das Fallen der Preiſe 
im Allgemeinen nicht ſehr merklich war, ſo ſcheint doch 
dem weitern Steigen Einhalt gethan. Aufgeſtellt waren 
16,192 Scheffel, wovon auf allerhöchſten Befehl 550 
Scheffel aus den Getreideböden der k. Staatsrentämter 
zugefahren waren. (Dieſelbe Quantität wird auf jeder 
Schranne bis auf Weiteres aufgeſtellt werden.) Unver⸗ 
kauft blieben 2018 Scheffel. Im Verhältniß zur letz⸗ 
ten Schranne fiel Weizen um 41, Gerſte um 13 und 
Hafer um 27 Kr. — Auf den Grund eines von dem 
Generalkomité des landwirthſchaftlichen Vereins mitge⸗ 
theilten Gutachtens empfiehlt die Regierung von Ober⸗ 
baiern, Felder, auf denen ſich die Kartoffelkrank⸗ 
heit gezeigt, tüchtig zu pflügen, und über den Winter 
ausſrieren zu laſſen, für die nächſte Ausſaat aber be⸗ 
reits jetzt bei der Ernte den Bedarf auszuwählen und 
mit doppelter Vorſicht zu überwintern. (Nürnb. C.) 


Vom Main, 13. Nov. Die oft beſprochene Wer⸗ 
mählung der Großfürſtin Olga mit dem Erz⸗ 
herzog Stephan dürfte nun endlich doch durch die 
perfönliche Dazwiſchenkunft des Kaiſers ihre Löſung fin⸗ 
den. Die ruſſiſche Politik wird ſich entſchließen, von 
ihrem Grundſatze, der Beibehaltung der griechiſchen Re⸗ 
ligion abſeiten der im Auslande vermählten ruſſiſchen 
Prinzeſſinnen, in dieſem ſpeziellen Falle abzugehen ). Daß ſich 
der Kaiſer von Palermo (wie es heißt am 15. Nov.) 
nach Rom begiebt, kann inſofern als ein bedeutſamer 
Schritt angeſehen werden, als er von dem Oberhaupte 
der griechiſchen Kirche in Rußland geſchieht, die dort 
Staatszweck iſt, und die in dieſer Eigenſchaft einen 
ſchroffen Gegenſatz gegen die römifch = katholiſche Kirche 
bildet, welche überdies noch der polniſchen Revolution 
Hintergrund und Anlehnung gewährt. Wir glauben gut 
unterrichtet zu fein, wenn wir behaupten, daß die Ver: 
mittelung des öſterr. Cabinets, die durch den Abſtecher 
des Grafen von Neſſelrode eine beſtimmte Richtung er⸗ 


„) Die Großfürſtin Olga gäbe nicht das erſte Beiſpiel, daß 
iu ſiſche prinzefiinnen, mit Beibehaltung des griechiſchen 
Bekenntn ſſes und ihrer eigenen hohen Hauskapelle, ins 
oͤſterreichüche Kaiſerbaus vermählt waren, fo ſelbſt die 
alteſte Schweſter des Kaiſers Nikolaus, Aterandrine 
Paulovng, erſte Gemahun des Erzherzogs Joſeph Pa: 
latinus, Vaters des Erzhe zoas Ster ban, die in der 
Burg zu Ofen ihren eig⸗nen Popen und Cultus hatte, 
aber ſchon in ihrem erſten Wochenbette verſchied. — Die 
eiſte Gemahtin des palatinus war griechisch x, die zweite 
r formirter, die dritte evangeliſcer Confe ſion, worin 

woyl keine Jatoleranz liegt. — Auch die Gemahlin des 
greifen Heiden, Erzherzogs Kart, war proteſtantiſch. — 
Aber feibjt unter den fei 145 Jahren erleſchenen Pabs⸗ 
bur gern finder ſich, (und zwar gerade in der ſchwie⸗ 
rigen Epoche des zranßigjährigen Huſſitenkrieges um 
den Keich), eine Fürnin griechiſchen Glaubens, de Mut⸗ 
ter F. idlice IV., Großmutter Max I., die maſuriſche 
Cimburg — Schon bei den Vereinigungsverſuchen, 1551 
und 1537, crinnetten die Botſchafter des Ciaars Iwan 
Wa'ſi jewilſch hieran, und, daß lächſiſche und hohen 
faufiige Koiſer, Otto und Ppi.ipp) aud König Hein, 
rich von F ank eich und drei sſterreichiſche berzöge, grie⸗ 
chiſchen P inzeſſinnen vermäbte geweſen ſeien, ohne daß 
an einen Uebertritt gedacht worten. — Die Gemahlin: 
nen Joſepbs I. und K ls Vi., braunſchweigiſche Prin⸗ 
jeffinnen, traten allerdings Über. Coetum, non numina 
mutant, fland auf den Gelegenbeitemünzen. — Man 
weiß, daß felbft die große Cattarinz es nicht wogte, 
ibre Enkeln das griediihe Bekenntriß aufgeben und 
zum Proteſtantismus Udert'eten zu (offen, und eher ib 
Liebungsprojeft, der Vermählung mit Guſtav IV. Ado f 
fallen ließ, das Schweden in einen tuſſiſchen Vaſallen⸗ 
Staat umwandeln ſollte. 
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halten hat, ſich in zwiefacher Hinſicht wirkſam erweiſen 
wird. Sie wird der röm. Curie klar machen, daß ein 
Beſtehen der röm.⸗katholiſchen Kirche in Rußland und 
Polen nur dann möglich ſei, wenn ſich dieſelbe von al⸗ 
len politiſchen Beziehungen und noch mehr von allen 
politiſchen Umtrieben fern halte. Sie wird auf der an⸗ 
dern Seite Rußland veranlaſſen, die ſtarre Haltung der 
römiſch⸗katholiſchen Kirche gegenüber zu mildern, und die 
griechiſch⸗kirchliche Concentration nicht auf Koften des 
römiſch⸗katholiſchen Glaubens zu verfolgen. Das Schreck⸗ 
geſpenſt des geſellſchaftlichen Umſturzes, das übrigens 
nicht ganz und gar Hirngeſpinnſt iſt, wird dahin wir⸗ 
ken, auch dieſe Gegenſätze zu verſöhnen, und die römi⸗ 
ſche Curie dürfte durch die Zuſtände in der Romagna 
um ſo mehr zur Nachgiebigkeit vermocht werden. Wie 
lange der Aufenthalt des Kaiſers in Rom dauern wird, 
kann um ſo weniger vorhergeſagt werden, als dieſe Reiſe, 
wie alle Reiſen Sr. Maj. ins Ausland, eine Tendenz⸗ 
Reiſe iſt, der nur der Weg gebahnt worden iſt. Man 
erwartet S. M. erſt im Dezemder in Wien und zu 
Weihnachten in Berlin. Das ruſſiſche Neujahr wird 
der Kaiſer in Petersburg feiern. Da man aber an 
Ueberraſchungen von dieſer Seite her gewöhnt iſt, fo 
wird man nur zu leicht vergebliche Arbeit haben, über 
die Reiſeroute des Kaiſers zu berichten. — Der Ueber⸗ 
tritt der Großfürſtin Olga wäre allerdings ein Ereig⸗ 
niß und ein hoher Triumph der Metternichſchen Poli⸗ 
tik, — denn: in der, zumal im Orient und auf Hellas 
gegen den lateiniſchen Ritus fo äußerſt feindſeligen, grie⸗ 
chiſchen Kirche müßte dieſes erſte Beiſpiel eines Ueber⸗ 
trittes, (und zwar aus Anlaß der Vermählung mit ei⸗ 
nem nicht regierenden Prinzen) daß größte Auſſe⸗ 
hen erregen und die erſte Loſung zu größerer Duldſam⸗ 
keit fein, und zu minder gewaltſamer Proſelytenmacherei, 
als jetzt an der Oſtſee und in dem unglückſeligen Polen. 
— Es würde dadurch den vielen Beſorgniſſen gegen 
Panſlavismus, gegen Gräcismus, in Böhmen, 
in Ungarn und in deſſen Nebenreichen, die Spitze ge⸗ 
brochen, ja, wo vorhin die verſchiedenſten Intereſſen, 
unausgleichbar und drohend zu collidiren ſchienen, würde 
ſogar ein Bund zwiſchen Oeſterreich und Rußland 
denkbar. — Offenbar erhielte auch die Frage wegen der 
Religionsungleichheit der griechiſch-bayriſchen Dy⸗ 
naſtie in König Otto und in ſeinen Nachfolgern, 
eine ganz andere Wendung. Ueberhaupt, wer vermäße 
ſich wohl, die Conſequenzen alle herzuzählen und vor⸗ 
zurechnen?? — (Weſer⸗Ztg.) 
Man ſpricht von einer ſehr energiſchen Note, 
welche kürzlich in Betreff der Controverſen über 
die Zollvereinsverhältniſſe von Berlin 
nach London abgegangen. Wahrſcheinlich ent⸗ 
halt fie eine weitere Antwort auf die Inſinuationen 
der Aberdeen'ſchen Note. Es iſt zu hoffen, daß die 
preußiſche Regierung ſich dazu verſtehen wird, dieſe Ak⸗ 
tenſtücke zu veröffentlichen, damit nicht bloß das ge⸗ 
ſammte Deutſchland, ſondern auch das Ausland daraus 
erſehen, daß man nicht gewillt iſt, ſich von dem über⸗ 
müthigen Albion Alles gefallen zu laſſen. Auch iſt zu 
wünſchen, daß man nicht bei den bloßen Worten ſtehen 
bleiben, ſondern durch die That zeigen werde, daß nir⸗ 
gends eine Rückſicht vorwalte, ſondern die Ehre und die 
Intereſſen Deutſchlands alles Andere überwiegen. Und 
dazu dürfte bei der nächſten Zollkonferenz in Berlin 
Gelegenheit werden. (Mannh. J.) 
Stuttgart, 15. Novbr. Heinrich Looſe iſt von 
ſeiner Bodenſee⸗Reiſe wieder zurück, wird ſich aber dem⸗ 
nächſt nach Um begeben, um dort der verwaiſ'ten Ge⸗ 
meinde zu predigen. In Konſtanz iſt es ihm ergangen 
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wie Ronge; er durfte nicht als Redner auftreten, felbft | ſtungsſtrafe. 


nicht bei geſchloſſenen Thüren in dem von der deutſch⸗ 
katholiſchen Gemeinde gemietheten Saale, demſelben, in 
dem einſt Huß von der Kirchen⸗Verſammlung zum 
Feuertode verdammt worden war; ja Looſe wurde ſogar 
ausgewieſen! Auch ſein Gottesdienſt auf dem freien 
Boden der Schweiz ſollte durch das Geſchrei eines ge⸗ 
dungenen Burſchen geſtört werden; dieſer erhielt aber 
von einem danebenſtehenden ſtämmigen Schweizer einen 
gewaltigen Sreich, der ihm zwei Zähne einſchlug. 


Vom badiſchen Oberland, 12. Novbr. Stockach 
iſt nun gleichfalls eingerückt in die Reihe der deutſch⸗ 
katholiſchen Gemeinden, und zählt in Baden vorerſt als 
die vierte, iſt bis jetzt aber auch an Zahl der Mitglie⸗ 
der noch die ſchwächſte. Deſſen ungeachtet ſteht die 
Sache des religiöſen Fortſchritts in unſerm Oberlande 
ganz anders, als ultramontane Blätter ſie gewöhnlich 
darſtellen. Denn wenn in einigen Bezirken und Orten 
durch die Sorge von Prieſtern aus der jüngern ultra⸗ 
montanen Schule auch große Finſterniß herrſcht, fo lebt 
doch der Weſſenbergeſche Geiſt in vielen Seelſor⸗ 
gern und Gemeinden fort; aber eben weil es der Weſ⸗ 
ſenberg'ſche iſt, fo verſucht er vorher noch alle geſetzli⸗ 
chen Mittel, die Reform, die er erſtrebt, innerhalb der 
Kirche zu erhalten. Daher die Tauſende von Petitio⸗ 
nen um eine Kirchenverſammlung, die jetzt bei 
uns in Umlauf ſind. Bleiben dieſe, wie ſich leider 
vorausſehen läßt, ohne Erfolg, dann werden bald ganze 
Gemeinden, Stadt und Land mit ihren Seelſorgern 
der deutſchen Kirche zufallen, und ich glaube nicht ſchlecht 
unterrichtet zu ſein, wenn ich ſage, ehe drei Monate 


vergehen, ſtehen im badiſchen Oberland 
50,000 Deutſchkatholiken da. Die bevorſtehende 
Kammerſeſſion dürfte: daher auch in dieſer Hinſicht von 
hoher Bedeutung werden. (Frankf. J.) 


Mannheim, 13. Novbr. In einer Eingabe, un⸗ 
terzeichnet von mehr als 80 Mitgliedern des großen 
Ausſchuſſes, iſt der Gemeinderath angegangen worden, 
eine Verſammlung des großen Ausſchuſſes anzuordnen, 
um eine Beſchwerde an die Staatsregierung gegen die 
Handhabung der Cenſur und das Verfahren der 
hieſigen Polizeibehörden zu berathen. Der Gemeinde⸗ 
rath hat hiernach eine Ausſchußſitzung auf nächſt :e 
Mittwoch, 19ten d. M., anberaumt. Die Klagen über 
die hieſige Cenſur ſind alt und bekannt. Es war Zeit, 
daß die Gemeindebehörden die Sache in die Hand nah⸗ 
men; die Beſchwerde an die Regierung wird den un⸗ 
zweideutigen Ausdruck der Geſinnung der hieſigen Bür⸗ 
gerſchaft enthalten. (Oberrh. Z.) 


Mannheim, 15. Nov. Durch Urtheil vom 13. 
Nov. hat das großherz. Hofgericht des Unterrheinkreiſes 
das Werk v. Struve: „Briefwechſel zwiſchen einem 
ehemaligen und jetzigen Diplomaten“, frei gegeben, 
den Staatsanwalt mit ſeinem Strafantrag abgewieſen 
und die Staatskaſſe in ſämmtliche Koſten des Prozeſſes 
verfällt. 8 (Mannh. J.) 


Konſtanz, 13. Novbr. Vor kurzem hat man ge⸗ 
leſen, wie der Streit wegen der gemiſchten Ehen zwi⸗ 
ſchen unſern Miniſtern und der erzbiſchöflichen Kurie 
wieder zum Ausbruche kam. Aus ſicherer Quelle wiſ⸗ 
fen wir nun, daß im Miniſterrathe ein Beſchluß 
förmlich gefaßt worden iſt, dem zufolge die hohe 
Kurie mit Entziehung ihrer weltlichen Einkünfte bedroht 
werden ſollte, und daß dieſer Beſchluß lediglich durch 
das perſönliche und kategoriſche Dazwiſchentreten 
des Großherzogs nicht zur Ausführung kam. 

(Kölniſche Z.) 

Darmſtadt, 16. Novbr. Heute früh um 7 Uhr 
erfolgte die glückliche Entbindung J. K. H. der Prin⸗ 
zeſſin Karl von Heſſen und bei Rhein von einem ge⸗ 
ſunden Prinzen. 

Kaſſel, 16. November. Die öffentlichen Blätter 
haben den Abſchluß eines Vertrages zwiſchen dem deut⸗ 
ſchen Zollverein und Hannover gemeldet, und obgleich 
die Einzelheiten deſſelben noch nicht bekannt find, ſo 
iſt doch die Nachricht bei uns mit der lebhafteſten 
Freude aufgenommen, weil Kurheſſen als Nachbar Han⸗ 
novers ein ſehr lebhaftes Intereſſe für Verkehrs⸗Exleich⸗ 
terungen hat, und weil wir darin den Anfang zu nä⸗ 
herer Verſtändigung und Einigung erblicken. Allein 
auch dieſe Freude ſcheint getrübt zu werden, denn heute 
verbreitete ſich das Gerücht, daß die kurheſſiſche Regie⸗ 
rung die Ratifikation jenes Vertrages verweigert oder 
mindeſtens von einer Bedingung abhängig gemacht habe. 
Diefe Bedingung ſoll die Führung der Verbindungs⸗ 
bahn zwiſchen Hannover und Minden über Nenndorf 
ſein. (Weſer⸗Z.) 

Marburg, 15. November. In die unendliche 
Freude über Jordan's Freiſprechung miſcht ſich ſchon 
der Mißton des tiefften Schmerzes. Geſtern wurde 
dem Hutmacher Kolbe und dem Univerſitätszeichnenleh⸗ 
rer Dr. Hach bekannt gemacht, daß ihre Verurtheilung 
in erſter Inſtanz durch das Ober⸗Appellationsgericht in 
Kaſſel beſtätigt ſei. Beide wurden ſofort verhaftet und 
werden demnächſt nach Kaſſel abgeführt werden. Hach 
iſt ein unbemittelter Familienvater, ſein Urtel lautete 
bekanntlich auf Dienſtentſetzung und zweijährige Fe⸗ 


groß; möchte dieſe das Unglück ſeiner hülfloſen Familie 
lindern. Hach wurde ſogleich nach erlaſſenem Oberge⸗ 
richtsurtel gegen Bürgſchaft freigelaſſen; dem Profeſſor 
Jordan ſchlug nicht bloß das Obergericht dahier, ſon⸗ 
dern auch das Ober⸗Appellationsgericht in Kaſſel bis zu 
Anfang dieſes Jahres eine gleiche Freilaſſung zu wie⸗ 
derholten Malen ab. (D. A. 3.) 
Weimar, 17. Novbr. Ronge verließ uns am 16, 
Abends 6 Uhr, von mehreren Fackelträgern durch die 
Stadt geleitet und begab ſich zunächſt nach Dresden. 
ESpener. 3.) 
Braunſchweig, 18. Novbr. Nachdem die Stände 
zum 5. ordentlichen Landtage geſtern ſich hier ver⸗ 
ſammelt, durch Prüfung der Vollmachten den Legitima⸗ 
tionspunkt berichtigt, und in letzterer Beziehung dem 
Staats⸗Miniſterium die erforderliche Anzeige gemacht hats 
ten, war ſofort die Nefolution erfolgt, daß die Eröff⸗ 
nung des Landtages ſchon heute ftattfinden ſolle. Dies 
ſelbe geſchah mittelſt einer Rede des erſten Staatsmini⸗ 
ſters, Grafen von Veltheim. Das erſte vorzunehmende 
Geſchäft beſtand darin, daß zu der Wahl von drei zu 
präſentirenden Mitgliedern für die Präſſdentſchaft ge⸗ 
ſchritten ward. Die meiſten Stimmen (34 gegen 9) 
fielen auf den Präſidenten des vorigen Landtags, Stein⸗ 
acker, der in der Reihe der präſentirten drei Kandidaten 
obenan ſteht. Eine Beſtätigung iſt von Seiten unſerer 
Landesregierung noch nicht erfolgt, an deren raſchen Ex⸗ 
pedirungen von Reſolutionen man übrigens hier ſehe 
(Foriſezung in der Beilage.) u 
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Mit zwei Beilagen, 


Die Theilnahme an feinem Schickſale iſt 
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